
Wie bilden sich
politische Eliten
in Autokratien?

„Uns hat interessiert, wie sich soziale
Beziehungen innerhalb der politischen
Klasse auswirken. Für die Analyse such-
ten wir nach einem historischen Beispiel,
woMenschen zufällig zusammentrafen
und Netzwerke bildeten. Wir haben uns
an der DDR orientiert und mehr als 1000
Lebensläufe von Kommunisten analy-
siert. Einige waren während der NS-Dik-
tatur in Konzentrationslagern inhaftiert
und stiegen später in die politische Elite
der DDR auf. Wir konnten zwei Effekte
herausfiltern: Wer Kontakte zu Entschei-
dungsträgern ganz oben unterhält, hat
interessanterweise eine geringere
Chance, selbst Teil der Elite zu werden.
Zugleich steigt dieWahrscheinlichkeit
auf ein untergeordnetes politisches Amt
deutlich an, etwa auf Kreisebene. Im
DDR-Regierungsapparat glaubte man,
dass Netzwerke in Führungszirkeln zu
Instabilität führen. Deshalb platzierten
Führungskräfte ihre Bekannten lieber
unauffällig auf unteren Ebenen. Patrona-
ge spielt in Autokratien also eine Rolle,
nimmt aber einen Umweg. Als Nächstes
wollen wir erforschen, welche Folgen
dies für kommunalpolitische Entschei-
dungen hat – auch am Beispiel DDR.“ ■
Aufgezeichnet von Nell Rubröder

NACHGEFORSCHT

Mehr als die Hälfte derWeltbevölkerung
lebt nicht in Demokratien – und für die
Forschung sind autoritäre Staaten oft
noch eine Blackbox. Die Ökonomin Ca-
thrinMohr, 33, von der Universität Bonn
hat mit ihrer Kollegin Leonie Bielefeld in
einer Studie untersucht, welche Rolle
persönliche Netzwerke für die Karriere in
Autokratien spielen – und dafür einen
ungewöhnlichenWeg gewählt.
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DiePolitikmuss andie Leine
DenkfabrikWer staatliche Schuldengrenzen aufweicht, riskiert die

Wiederkehr sehr hoher Inflationsraten

F ür stabilitätsorientierte Ökonomen ist es
keine Frage: EineWährungsunion braucht
harte rechtliche Schuldengrenzen, weil sie
– implizit oder explizit – eine Gemein-
schaftshaftung für Schuldenmit sich

bringt. Diese Gemeinschaftshaftung nimmt Käufern
von Staatspapieren die Angst vor demKonkurs und
veranlasst sie, sichmit niedrigen Zinsen zu begnügen
–woraufhin sich die Staaten höhere Schulden zu ge-
nehmigen pflegen.Mit Schulden finanzierte Staats-
ausgaben erhöhen aber die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage undwirken inflationär, sofern sich nicht
ungenutzte Produktionskapazitäten aktivieren lassen.

Europa hat sich deshalb 1997mit der Defizitgren-
ze von drei Prozent und dem gehärteten Fiskalpakt
der Jahre 2011 und 2012, der eine Rückführung aller
staatlichen Schuldenquoten auf maximal 60 Prozent
vorsah, auf klare Schuldengrenzen geeinigt. Deutsch-
land hatte diese als Gegenleistung für die Aufgabe der
D-Mark und später für die Zustimmung zum dauer-
haften fiskalischen Rettungsschirm ESM verlangt.

Besonderen Respekt vor den Schuldenregeln
zeigten die meisten Staaten seitdem aber nicht. Seit
Gründung derWährungsunion 1999 wurde die Drei-
Prozent-Regel, gemessen an der ursprünglichen For-
mulierung, von den heute zur EU gehörenden Län-
dern 138-mal strafbar verletzt, ohne dass die
EU-Kommission die vorgesehenen Strafen verhängt
hätte. Bei den heutigen Euro-Staaten stieg die aggre-
gierte Staatsschuldenquote von 71 Prozent auf 99
Prozent im Jahr 2020, also weit über die imMaas-
trichter Vertrag fixierte Obergrenze von 60 Prozent
hinaus.

In den vergangenen zwei Jahren ging die Schul-
denquote der Euro-Länder zwar wieder um sechs
Prozentpunkte zurück. Das war jedoch nicht das Er-
gebnis einer neuen Bescheidenheit, sondern resul-
tierte allein aus der Inflation – konkret aus demAn-
stieg des Preisindexes der im Bruttoinlandsprodukt
(BIP) gemessenenWaren und Dienstleistungen. Die
Inflation blähte das nominale BIP auf und senkte so
die Relation von Schulden undWirtschaftsleistung.

Steigende Staatsschulden haben diese Inflation
begünstigt und angefeuert. Ausgelöst wurde die Infla-
tion zwar durch weltweite Angebotsverknappungen
aufgrund der Coronalockdowns. Doch haben die
Staaten der westlichenWelt die Einkommen und
Kaufkraft der bei ihrer Arbeit eingeschränkten Bürger

durch schuldenfinanzierte Transferprogramme auf-
rechterhalten. Die Schuldpapiere, die sie in Umlauf
brachten, landeten größtenteils bei den Zentralban-
ken.Man lebte aus der Druckerpresse. KeinWunder,
dass darauf die stärkste Inflation der Nachkriegszeit
folgte.

Die Angebotslücke aufgrund der Coronakrise ist
nun zwar vorbei, die Inflationsraten gehen vorläufig
zurück. Doch schon jetzt ist absehbar, dass die bevor-
stehende Verrentung der Babyboomer und die anhal-
tende Energiekrise für Knappheiten in der Zukunft
sorgen werden. Kommt eine schuldenfinanzierte
Ausgabenlawine hinzu, wäre einWiederanstieg der
derzeit rückläufigen Inflationsraten die Folge.

17 PROZENTWENIGER GELDVERMÖGEN

DieseWarnung ist auch bezüglich der viel zitierten
„Goldenen Regel“ angebracht. Nach dieser Regel sind
neue Staatsschulden für die Finanzierung konsumti-
ver Staatsausgaben verboten, investive Staatsausga-
ben hingegen, etwa in die Infrastruktur, dürfen auf
Pump finanziert werden. Die Idee ist, dass zukünfti-
ge Generationen, die von den Investitionen profitie-
ren, auch die Lasten der Investition tragen sollen.
Das Problem bei dieser zunächst einleuchtenden
Idee ist freilich, dass wegen der Inflation nicht in ers-
ter Linie zukünftige Generationen, sondern heutige
Sparer zur Kasse gebeten werden, deren Geldvermö-
gen an realemWert verliert. In Deutschland hat die
Inflation seit Anfang 2021 rund 17 Prozent des er-
sparten Geldvermögens derMenschen vernichtet.

UmÄhnliches für die Zukunft zu vermeiden,
sollte die Europäische Union beschließen, dass kon-
sumtive Staatsausgaben niemals mit Schulden finan-
ziert werden dürfen. Zugleich könnte sie festlegen,
dass die Summe aus produktiven Nettoinvestitionen
und konsumtiven Staatsausgabenmaximal zu drei
Prozent des BIPs schuldenfinanziert werden darf.
Falls Verknappungen eine Inflationsgefahr implizie-
ren, müsste eine Neuverschuldung vollständig aus-
geschlossen sein.

Solche Beschränkungen hätten den Vorteil, dass
die Euro-Zone nicht in ein inflationäres Gleichge-
wicht hineinrutscht, in dem die Politik – wie früher
in Italien – das Staatsbudget hemmungslosmit
Schulden finanziert, weil sie weiß, dass diese Schul-
den imZeitablauf dank der Inflation erodieren. ■

TEXT — Hans-Werner Sinn
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—
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„DieEuropäi-
scheUnion

sollte beschlie-
ßen, dass
konsumtive
Staatsausga-
benniemals
mit Schulden
finanziert
werden
dürfen“
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Weniger istmehr
Deutsche Ökonomen fordern einen Subventionsdeckel
im Grundgesetz – analog zur Schuldenbremse

G ibt es gute und böse Subven-
tionen? Bei kaumeinemande-
ren Thema scheint die deut-
sche Ökonomenzunft derzeit

so gespalten zu sein wie bei der Frage,
ob, wann und wo Staatshilfen für die
Wirtschaft sinnvoll sind. Die Milliar-
denzuschüsse für die geplanten Chipfa-
briken von TSMC in Dresden und Intel
inMagdeburg etwa sieht das Institut für
Wirtschaftsforschung (IWH) in Halle
kritisch, auchweil die Forscher negative
Folgen für den regionalen Mittelstand
befürchten. Monika Schnitzer hinge-
gen, die Chefin der Wirtschaftsweisen,
kanndasGemäkel nicht nachvollziehen:
„Wir solltendochheilfroh sein, dass sich
große Konzerne in den neuen Bundes-
ländern niederlassen.“

Um ein genaueres Stimmungsbild
zu ermitteln, hat der Bundesverband
Deutscher Volks- und Betriebswirte
(bdvb) nun exklusiv für dieWirtschafts-
Woche eine Mitgliederumfrage rund
um das Thema Subventionen durchge-
führt. Das Ergebnis ist eindeutiger, als
es manch öffentliche Debatte vermuten
lässt: Die große Mehrheit ist für staatli-
che Zurückhaltung.

So fordern etwa 82 Prozent der
knapp 360 Umfrageteilnehmer eine ge-
nerelle Befristung von Subventionen
(siehe Grafik). Einen subventionierten

Industriestrompreis, wie ihn derzeit
viele Politiker, Gewerkschaften und In-
dustrievertreter fordern, lehnen 61 Pro-
zent der Volks- und Betriebswirte ab.
DerAnteil der Befürworter liegt hier bei
nur knapp 20 Prozent.

Eine Mehrheit von 57 Prozent der
Befragten plädiert sogar dafür, die Poli-
tik noch stärker an die Zügel zu nehmen
–und Staatshilfen analog zur deutschen
Schuldenbremse in der Verfassung ge-
setzlich zu deckeln.

Ein Blick auf die Detailergebnisse
zeigt, dass die Ökonomen das Subventi-
onsthema dennoch differenziert bewer-
ten. Zwar lehnen sie mehrheitlich ab,
dass der Staat als zu hoch erachtete
Marktpreise deckelt, gefährdete Unter-
nehmen mit Steuergeld rettet oder mit
Finanzhilfen politisch gewünschte Ver-
haltensweisen der Wirtschaftsakteure
herbeisubventioniert.

In drei Bereichen jedoch können
laut Umfrage staatliche Finanzspritzen
sinnvoll sein. Erstens zur Wirtschafts-
förderung in strukturschwachenGebie-
te (59 Prozent Zustimmung). Zweitens
für eine höhere Inlandsproduktion stra-
tegisch wichtiger Güter (69 Prozent).
Und drittens für Forschungs- und Ent-
wicklungsaktivitäten – hier stimmen
stolze 88 Prozent der befragten Volks-
und Betriebswirte zu. ■

TEXT — Bert Losse

Quelle: bdvb,
Zahlen gerundet

REGIERUNG SOLL SICH ZÜGELN
Sollte es analog zur Schuldenbremse
für die Politik einen gesetzlich fest-
gelegten Subventionsdeckel geben?

57%
Ja

32%
Nein

11%
Weiß nicht,

k. A.

Quelle: bdvb-Mitgliederumfrage mit 360
Teilnehmern, Sept. 2023, Zahlen gerundet

NICHT FÜR DIE EWIGKEIT
Sollten Subventionen

generell
befristet sein?

82%
Ja

7%
Nein

11%
Weiß nicht,

k. A.


